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Bezirksregierung Arnsberg

-Kommunalaufsicht-
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Ratsbeschluss des Rates der Stadt Dortmund vom 19.02.2015

zum Haushalt 2015
hier: Zuwendung für den Ring politischer Jugend (RPJ)

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir, die Mitglieder der Fraktion der Alternative für Deutschland (AfD) im Rat der Stadt Dortmund, wenden uns an Sie als kommunale Aufsichtsbehörde, weil der im Betreff genannte Beschluss des Rates der Stadt Dortmund nach unserer Auffassung rechtswidrig bzw. teilrechtswidrig ist. Wir hatten den Oberbürgermeister der Stadt Dortmund, Herrn Ullrich Sierau, auf die Rechtswidrigkeit und seine Beanstandungsmöglichkeit hingewiesen. Im Einzelnen:

In seiner Sitzung vom 17.9.2014 hat der Ausschuss für Kinder, Jugend und Familie beschlossen, für die Jahre 2015-2020 dem Ring politischer Jugend (RPJ) Zuwendungen von jährlich 23.600,00 € zu genehmigen, soweit die Haushaltsmittel dafür reichen.
Dieser Betrag wurde tatsächlich auch im Haushaltsplan für das Jahr 2015 entsprechend veranschlagt. Die AfD-Fraktion hält dies vor allem vor dem Hintergrund einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg für rechtswidrig. Das OVG Berlin-Brandenburg hat in seinem Urteil vom 14. März 2012 entschieden (Az. OVG 6 B 19.11), dass bezüglich der Zuwendungen durch das Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen und Jugend die staatliche Subventionierung der Jugendorganisationen der politischen Parteien einer Regelung durch förmliches Gesetz bedürfe. Die Vergabe von Zuwendungen nach einer verwaltungsinternen Richtlinie sei rechtswidrig. 
Dementsprechend hat die AfD-Fraktion folgerichtig zur Sitzung des Ausschusses für Finanzen, Beteiligungen und Liegenschaften einen Antrag gestellt, wegen der Rechtswidrigkeit der Gewährung ohne gesetzliche Grundlage, die vorliegend nicht gegeben sei, die Zuwendungen zu streichen. Als Anlage fügen wir den Antrag zu dieser Sitzung (DS-Nr.: 14257-14-E22) bei. Auf die dortige Begründung mit ausdrücklich Bezug genommen.

Dieser Antrag der AfD-Fraktion wurde abgelehnt. In der darauffolgenden Ratssitzung wurde der Haushalt für das Jahr 2015 mit der darin enthaltenen Zuwendung für den RPJ mit den Stimmen der Fraktionen der SPD und der CDU verabschiedet. Der Haushalt enthält mithin eine Position, die nicht rechtmäßig ist.
Nachdem in der Ratssitzung der Versuch, dies zu Protokoll zu geben gescheitert war, wurde der Oberbürgermeister Ullrich Sierau von uns am 23. Februar 2015 schriftlich unter Fristsetzung aufgefordert, den rechtswidrigen Beschluss gemäß § 54 GO NRW zu beanstanden. Das Schreiben ist ebenfalls als Anlage beigefügt.

Unter dem 2. März 2015 antwortete Oberbürgermeister Ullrich Sierau und teilte mit, dass die Stadtverwaltung Dortmund die Rechtsauffassung der AfD-Fraktion im Rat der Stadt Dortmund nicht teilt. Im Schreiben war eine Stellungnahme (Vermerk) des Herrn Dirk Otto Arndts beigefügt. Dieser kommt in rechtlich nicht haltbarer Form zu dem Ergebnis, es gäbe eine landesgesetzliche Ermächtigungsgrundlage. Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf den Vermerk, der ebenso wie das Schreiben des Oberbürgermeisters als Anlage beigefügt ist, verwiesen.

Im Gegensatz zu den klaren Vorgaben des OVG Berlin-Brandenburg, dass eine eindeutige gesetzliche Grundlage forderte, leitet sich die vermeintliche gesetzliche Grundlage, die Herr Arndts sehen will, lediglich aus Interpretationen ab. Auf Seite zwei seiner Stellungnahme im fünften Absatz heißt es wörtlich: „Zwar fehlt es -anders als auf Bundesebene- an einer ausdrücklichen Regelung zur Förderung von Jugendorganisation der politischen Parteien.“ Mithin wird hier schon deutlich und zugestanden, dass es an einer Regelung fehlt. Der Bundesgesetzgeber hat, wie von Herrn Arndts zutreffend festgestellt, eine ausdrückliche Regelung nach Bekanntwerden des Urteils des OVG Berlin-Brandenburg eingefügt. Auf Landesebene ist dies nicht passiert. Dort fehlt es an dieser Voraussetzung. Die restlichen Ausführungen sind nach diesseitige Auffassung ergebnisorientiert und an der Rechtslage vor
beigehend. Dies ist so offensichtlich, dass es sich für uns verbietet, hierauf näher einzugehen.
Wir bitten höflich um Überprüfung des Sachverhalts und darum, gemäß den geltenden Bestimmungen der Gemeindeordnung von Ihrem Beanstandungs- und Aufhebungsrecht Gebrauch zu machen.
Mit freundlichen Grüßen

Peter Bohnhof 
Ratsmitglied und

Fraktionsgeschäftsführer
Friedensplatz 1/Rathaus


44135 Dortmund


Telefon: 0231/50-27160


Telefax: 0231/50-10165


Mail: afd-fraktion@stadtdo.de












